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Verantwortungsvolle öffentliche Beschaffung 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Drucksa che 16/1893 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Möglichkeit, in vorbezeichneter Angelegenheit Stellung zu nehmen. 
 
In der Sache verweisen wir auf den zurzeit auf Bundesebene im parlamentarischen Verfahren 
befindlichen Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Modernisierung des Vergaberechts (Bun-
desrat-Drucksache 349/08 vom 23.05.2008). 
 
In der Entwurfsfassung soll § 97 Abs. 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen da-
hingehend geändert werden, dass für die Auftragsausführung zusätzliche Anforderungen an Auf-
tragnehmer gestellt werden können, die insbesondere soziale, umweltbezogene oder innovative 
Aspekte betreffen, wenn sie in sachlichem Zusammenhang mit dem Auftragsgegenstand stehen 
und sich aus der Leistungsbeschreibung ergeben. Andere oder weitergehende Auforderungen 
dürften an den Auftragnehmer nur gestellt werden, wenn dies durch Bundes- oder Landesgesetz 
vorgesehen ist. Diese Änderung des GWB halten die kommunalen Landesverbände in Überein-
stimmung mit der Auffassung der kommunalen Bundesverbände für sachgerecht, weil dadurch 
Rechtssicherheit in dem Sinne vermittelt wird, dass nicht nur die Wirtschaftlichkeit eines Ange-
bots im engeren Sinne, sondern auch weitere soziale, umweltbezogene, innovative und sonstige 
politische Aspekte bei der Auftragsvergabe berücksichtigt werden können. 
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Nach der Entwurfsbegründung sind auch die international vereinbarten Grundprinzipien und 
Rechte wie die Kernarbeitsnormen der internationalen Arbeitsorganisation zum Verbot der Kin-
der- und Zwangsarbeit zwingender Bestandteil unserer Rechtsprechung und damit Bestandteil 
der Vergaberegeln. In Deutschland agieren Unternehmen, die diese Grundprinzipien und Rechte 
nicht beachten, sie müssen prinzipiell aufgrund fehlender Zuverlässigkeit vom Wettbewerb um 
öffentliche Aufträge ausgeschlossen werden (vgl. Entwurf der Gesetzesbegründung Bundesrats-
Drucksache Nr. 349/08, Seite 26). Darüber hinaus wird als Beispiel in der Entwurfsbegründung 
aufgeführt, dass es dem öffentlichen Auftraggeber frei steht, die Pflasterung öffentlicher Plätze 
aus Stein zu verlangen, die im Ausland unter Einhaltung der Kernarbeitsnorm der internationalen 
Arbeitsorganisation hergestellt wurden. Damit kann der öffentliche Auftraggeber die Vorgabe der 
Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnorm bei Importen für die gesamte Lieferkette bis ins Ursprungs-
land erstrecken (vgl. Bundesrats-Drucksache 349/08, Seite 27). 
 
In Zusammenschau mit den weiteren Anforderungen wie beispielsweise Innovations- oder Um-
weltschutzaspekte sowie die weiteren sozialen Aspekte halten wir den Gesetzentwurf zur Mo-
dernisierung des Vergaberechts für zielführend, den Kommunen eine verantwortungsvolle und 
rechtssichere Beschaffung zu ermöglichen. 
 
Durch den Schleswig-Holsteinischen Landkreistag wird noch die nachfolgende Ergänzung zu der 
obigen Stellungnahme vorgenommen: 
 

Der Kreis Stormarn hat sich die nachhaltige Beschaffung zum Ziel gesetzt, u. a. auf Basis 
des Klimaschutzprogramms, das 2002 fortgeschrieben wurde. Unter vielen Maßnahmen 
wurden dort „Beschaffungs- und Vergaberichtlinien des Kreises unter Einbeziehung von 
Klimaschutz- und Agenda-21-Kriterien“ beschlossen. 

 
Als erstes Ergebnis wurde die Leitlinie zur nachhaltigen Beschaffung und Vergabe des 
Kreises Stormarn erarbeitet (Stand: 18.12.2003). 

 
Das Thema nachhaltige Beschaffung ist außerdem aktuell eines der Themen, die die Ar-
beitsgruppe Klimaschutz aus Politik und Verwaltung des Kreises Stormarn anlässlich der 
notwendigen Fortschreibung des Klimaschutz-Programms behandelt. Neue Beschlüsse 
oder Maßnahmen dazu liegen zurzeit aber noch nicht vor. 

 
Die Leitlinie der Kreisverwaltung Stormarn zur nachhaltigen Beschaffung und Vergabe 
liegt als Anlage  bei. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 
 
 
Marc Ziertmann 
Stellv. Geschäftsführer 
 












